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Bensouda, 55, wurde 2004 stellvertretende
Anklägerin des Strafgerichtshofs (ICC) in Den
Haag, seit 2012 ist sie Chef anklägerin. In ihrer
Heimat Gambia war sie Generalstaatsanwäl-
tin und Justizministerin, später arbeitete sie
als Rechtsberaterin beim Ruanda-Tribunal. Ge-
rade erst ist Bensouda in das neu errichtete
Gebäude des Gerichts gezogen. Die Gambie-
rin, eine bescheidene Person mit starker Prä-
senz, lacht bei der Begrüßung herzlich, kommt
jedoch sofort zur Sache. Die dreifache Mutter
will Rechtsgeschichte schreiben, allgemein-
gültige Urteile erwirken, die Täter abschre-
cken. Doch dem Gericht laufen die Mitglied-
staaten weg, sie ist unter Druck.

SPIEGEL: Frau Bensouda, man nennt Sie
„die Frau, die Tyrannen jagt“. Wie läuft es
denn mit der Jagd? 
Bensouda: Für solche Schlagzeilen bin ich
nicht verantwortlich. Aber die Jagd läuft
gut. Wir machen unseren Job wie immer,
unabhängig und unvoreingenommen.
SPIEGEL: Gelegentlich gibt es Rückschläge,
wie in Kenia, wo Sie die Anklage gegen
Staatschef Uhuru Kenyatta fallen lassen
mussten, weil Ihre Zeugen verschwanden
oder unter Druck gesetzt wurden.
Bensouda: In Kenia sind wir tatsächlich auf
Widerstände gestoßen, doch bei dem Auf-
trag, den wir haben, muss man damit im-
mer rechnen. Wir können das Verfahren
jederzeit wieder eröffnen, wenn wir neue
Beweise haben, das habe ich sehr klar ge-
sagt. Auch im Fall des Vizepräsidenten Wil-
liam Ruto. Aber vergessen Sie bitte nicht,
dass wir in diesem Jahr auch große Erfolge
zu verzeichnen hatten.
SPIEGEL: Woran bemisst sich für Sie Erfolg –
geht es um Genugtuung für die Opfer oder
um die symbolische Strahlkraft, die von
den Urteilen ausgeht?
Bensouda: Nehmen Sie den Prozess gegen
den früheren Vizepräsidenten der Demo-
kratischen Republik Kongo, Jean-Pierre
Bemba – er wurde im März verurteilt, weil
Truppen unter seinem Befehl Verbrechen
gegen die Menschlichkeit begangen und
ihre Opfer vergewaltigt haben. Das Urteil
konstatiert erstmals, dass Militärs verant-
wortlich sind für die Taten ihrer Soldaten,
auch für sexuelle Gewalt, selbst wenn sie –
wie Bemba – nicht persönlich beteiligt wa-
ren. Es ist eine deutliche Warnung an Kom-
mandeure, das Verhalten ihrer Soldaten
unter Kontrolle zu halten, und ein großer
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Erfolg des Gerichts. Genauso wie das Ur-
teil gegen den malischen Kulturschänder
Ahmad al-Faqi al-Mahdi, den wir der Zer-
störung religiöser, historischer Bauten in
Timbuktu angeklagt hatten. Ein wichtiger
Präzedenzfall.
SPIEGEL: Das Weltstrafgericht ist erst 14 Jah-
re alt, doch nun wollen gleich drei Mit-
gliedstaaten den Vertrag aufkündigen: Süd-
afrika, Burundi und Gambia. Auch die Phi-
lippinen unter Rodrigo Duterte drohen mit
Austritt. Macht Ihnen das keine Sorgen?
Bensouda: Um das klarzustellen, drei Mit-
gliedstaaten haben angekündigt, dass sie
austreten wollen – ist das schon alarmie-
rend? Oder Sensationsmache? Kein Staat
wird gezwungen, dem ICC beizutreten.
Derzeit stützen uns 124 Staaten, also zwei
Drittel der Mitglieder der Vereinten Natio-
nen! Sie alle sind der Überzeugung, dass
Kriegsverbrechen oder Völkermord nicht
zu tolerieren sind, und deshalb wurde die-
ses Gericht 2002 mit dem Statut von Rom
gegründet. Wahr ist natürlich, dass wir
mehr Unterstützung benötigen, um die
Welt gerechter zu machen, nicht weniger.
SPIEGEL: Nun hat Ugandas Präsident Yowe-
ri Museveni angedeutet, dass weitere Län-
der Afrikas die Zusammenarbeit aufkün-
digen könnten. Einige Staatschefs werfen
Ihnen Doppelmoral vor: Sie jagen vor al-
lem Afrikaner, die Mächtigen im Westen
lassen Sie laufen. 
Bensouda: Wir sind vor allem deshalb in
Afrika tätig, weil afrikanische Mitgliedstaa-
ten uns selbst darum gebeten haben, da-
runter Uganda, die Demokratische Repu-

blik Kongo, die Zentralafrikanische Repu-
blik, die Elfenbeinküste, Mali und Gabun.
Man kann uns nicht rufen, um sich dann
zu beschweren, wenn wir unsere Arbeit
machen. Aber: Natürlich ermitteln wir
auch außerhalb Afrikas. In Georgien läuft
ein Verfahren an, wir führen Vorermittlun-
gen in Palästina, Afghanistan, Kolumbien,
im Irak und in der Ukraine durch. Und in
allen Fällen machen wir Fortschritte. Die
Kritik, der Strafgerichtshof operiere ein-
seitig, ist haltlos.
SPIEGEL: Können Sie sich denn eigentlich
noch Weltstrafgericht nennen, wenn mehr
und mehr Mitgliedstaaten drohen, ihre Un-
terstützung zu entziehen?
Bensouda: Über den Rückzug der afrikani-
schen Nationen wurde viel geredet. Aber
schauen Sie sich die Realität an. Bei der
Jahresversammlung des Gerichts, die ge-
rade im November in Den Haag stattfand,
waren alle Mitgliedstaaten anwesend. Und
alle haben erneut erklärt, dass sie die Ar-
beit des ICC unterstützen. Auch Südafrika
will trotz des angekündigten Rückzugs wei-
ter mit dem Gericht kooperieren. 
SPIEGEL: Bleibt ein nicht unerheblicher Ge-
burtsfehler: Ausgerechnet Weltmächte wie
die USA, China und Russland gehören
dem Gerichtshof nicht an, dabei sind sie
selbst oft Teil des Konfliktgeschehens –
etwa in Syrien. Ist das gerecht?
Bensouda: Ich sage nicht, wer gut ist und
wer böse. Der Strafgerichtshof ist kein All-
heilmittel, wir können nur eingreifen, wo
wir zu ständig sind. Und wenn ein Staat
Gründe sieht, das Rom-Statut nicht zu ra-
tifizieren, kann er nicht dazu gezwungen
werden.
SPIEGEL: Was bedeutet das für Kriegsschau-
plätze wie Syrien und den Irak?
Bensouda: Mich machen Kriegsverbrechen
betroffen, egal wo sie sich zutragen, und
wir versuchen selbstverständlich im Rah-
men unserer Jurisdiktion zu tun, was wir
können. Doch das ist eben das Problem:
die Zuständigkeit. Syrien und Irak zählen
nicht zu unseren Mitgliedstaaten. Zugriff
haben wir aber auf Staatsbürger aller Na-
tionen, die Mitglied des Gerichts sind, und
solche sind ja in großer Zahl in beiden Län-
dern unterwegs. Wir überlegen, wie wir
genau an diesem Punkt ansetzen können. 
SPIEGEL: Sie sprechen von den Kämpfern
aus Nordafrika, dem Nahen Osten, Europa
und Asien, die sich extremistischen Kampf-
gruppen angeschlossen haben?
Bensouda: Unter anderem, ja. Was den Irak
angeht, laufen bei uns Vorermittlungen zu
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„In Afghanistan 
dürfen wir auch Anschul -
digungen gegen 
US-Soldaten nachgehen.“

„Ich sage nicht, wer böse ist“
SPIEGEL-Gespräch Chefanklägerin Fatou Bensouda spricht über die Krise des Internationalen
Strafgerichtshofs und die Schwierigkeit, die Kriegsverbrechen in Syrien zu ahnden.
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Opfer von Kriegsverbrechen in Uganda 
„Straffreiheit darf es nicht geben“ 



Vorwürfen gegen britische Soldaten, die
Gefangene misshandelt haben sollen.
SPIEGEL: Was machen Sie im Fall von Af-
ghanistan, wo das Parlament 2007 ein Am-
nestiegesetz erlassen hat, das Kriegsver-
brecher vor Strafverfolgung schützen soll?
Bensouda: Afghanistan befindet sich in ei-
nem schwierigen Prozess, nach Jahren des
Krieges Frieden zu schaffen und Stabilität
herzustellen. Diese Entwicklung gilt es zu
unterstützen. Doch Frieden und Gerech-
tigkeit bedingen einander, und Afghanis-
tan muss seinen Verpflichtungen gegen-
über dem ICC nachkommen. Deshalb hat
das Gesetz für uns keine Bedeutung. Wir
sind allerings noch bei den Vorermittlun-
gen und können bisher nicht sagen, wohin
sie uns führen. Die Menschen haben große
Erwartungen an uns. Ich bin überzeugt,
dass der Gerichtshof inzwischen auch eine
bedeutsame Rolle bei der Lösung von Kon-
flikten spielt. Uns erreichen immer wieder
Aufrufe von einzelnen Opfern und auch
von Staaten mit der Bitte, einzuschreiten,
zu ermitteln und anzuklagen.
SPIEGEL: Die Anstifter des Irakkriegs hat
bis heute niemand zur Rechenschaft gezo-
gen. Sehen Sie eine Möglichkeit, Tony
Blair, George W. Bush oder Donald Rums-
feld den Prozess zu machen?
Bensouda: Dieses Gericht wurde gegründet,
um Kriegsverbrechen zu ahnden, Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit, Völker-
mord – wo immer wir juristisch zuständig
sind. Irak ist kein Mitglied, Großbritannien
jedoch schon, weswegen wir gegen einzel-

ne Soldaten ermitteln können. In Afgha-
nistan dürfen wir auch Anschuldigungen
gegen US-Soldaten nachgehen, weil sie
sich auf dem Territorium eines Mitglieds-
landes ereignet haben sollen.
SPIEGEL: Wann ist ein Verbrechen schlimm
genug, damit Sie eingreifen?
Bensouda: Das hängt von der Anzahl der
Opfer ab, aber auch von der Schwere des
Verbrechens. Unsere Ressourcen sind li -
mitiert, deshalb setzen wir sie ein, wo wir
größtmögliche Wirkung erzielen können.
SPIEGEL: Wie im Prozess gegen den ehema-
ligen Kindersoldaten und Milizionär der
Lord’s Resistance Army in Uganda, Domi-
nic Ongwen, dem Sie Mord, Folter, Verge-
waltigung und Versklavung vorwerfen?
Bensouda: In der Tat, die Vergehen sind
gravierend, eindeutig über der Schwelle,
die wir uns gesetzt haben. Seine persönli-
che Geschichte mag strafmindernd geltend
gemacht werden, wenn er denn verurteilt
wird. Doch seine Verbrechen hat er als Er-
wachsener begangen, mit Vorsatz und in
vollem Bewusstsein dessen, was er tat. Wir
schulden es seinen Opfern, dass wir Ge-
rechtigkeit herstellen. 
SPIEGEL: Moskau wirft Ihnen Ineffizienz
und Geldverschwendung vor. Nur vier Ver-
urteilungen, aber eine Milliarde Dollar
Kosten.
Bensouda: Wir haben allein 2016 sieben
Schuldsprüche erreicht, nur scheint es mir
ein falscher Ansatz zu sein, unsere Bedeu-
tung an der Anzahl der Verurteilungen zu
messen. Wichtig ist doch, welchen abschre-

ckenden Effekt diese Urteile erreichen und
wie wir insgesamt dazu beitragen, dass die-
se Welt eine menschlichere wird.
SPIEGEL: Manchmal wirkt der Gerichtshof
allerdings erstaunlich machtlos, wie 2015,
als Jacob Zuma, der Staatschef Südafrikas,
den wegen Kriegsverbrechen gesuchten su-
danesischen Präsidenten Omar al-Bashir
empfing. Was ging Ihnen durch den Kopf,
als Sie diese Bilder im Fernsehen sahen?
Bensouda: Das Gericht existiert ja nicht
 isoliert. Wir bilden ein System mit den Mit-
gliedstaaten, in dem jede Partei ihre Pflich-
ten hat. Das muss klar sein. Wenn wir
 einen Haftbefehl ausstellen, ist nach unse-
rem Statut jedes Mitgliedsland verpflichtet,
die betreffende Person festzunehmen und
auszuliefern, wenn sie sich auf seinem Ter-
ritorium befindet.
SPIEGEL: In Ihrer Position sehen Sie täglich
in die Abgründe der Menschheit. Wie be-
einflusst das Ihren Blick auf die Welt? Und
können Sie das hinter sich lassen, wenn
Sie abends nach Hause gehen?
Bensouda: Es ist nicht einfach, mit diesen
Verbrechen konfrontiert zu sein. Sich im-
mer wieder vorzustellen, was den Opfern
widerfahren sein muss. Was ich beitragen
kann, scheint unbedeutend im Vergleich
zu dem, was diese Menschen durchge-
macht haben. Aber mich treibt die Vor-
stellung an, dass das Gesetz sie schützen
muss, dass wir den Opfern eine Stimme
geben müssen. 
SPIEGEL: Frau Bensouda, wir danken Ihnen
für dieses Gespräch.
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Juristin Bensouda


